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Zusammenfassung 
Ausgehend von einer kurzen Beschreibung des aktuellen Standes 
des Ve1fahrens zur Bewertung der Auswirkungen auf Gewässer-
organismen im Rahmen des Zulassungsverfahrens für Pflanzen-
schutzmittel wird ein Konzept vorgestellt, das die Weiterent-
wicklung des aktuellen Ve1fahrens der Erteilung von Abstands-
auflagen zum Ziel hat. Danach sollen die Auflagen dem örtlich 
vorhandenen Risikopotential angepaßt sein, das z. B. von der Art 
des Gewässers oder der verwendeten Anwendungstechnik ab-
hängt. Dadurch ist eine weitaus stärkere Differenzierung der 
Auflagen als bisher notwendig. Abschließend werden Möglich-
keiten aufgezeigt, wie dieses Konzept administrativ in das Zu-
lassungsve1fahren umgesetzt werden kann. 
Stichwörter: Gewässerorganismen, Risikobewertung, Ab-
standsauflagen 
Abstract 
Following a brief description of the actual risk assessment 
scheme to aquatic organisms in the frame of the authorization 
procedure for plant protection products a new concept is pre-
sented dealing with the further development of the current pro-
cedure of setting buffer zones to surface waters. Following these 
proposals the restrictions should be tailored to the local risk 
which depends for example on the type of water body or appli-
cation technique. This will lead to a much higher degree of 
differentiation of the restrictions. Finally, regulatory ways are 
described on how to put the concept into force. 
Key words: Aquatic organisms, risk assessment, buffer zones 
Einleitung 
Die Ve1fahren zur Bewertung der Auswirkungen von Pflanzen-
schutzmitteln auf Gewässerorganismen im Rahmen des Zulas-
sungsverfahrens sowie die damit zusammenhängende Fest-
legung von Maßnahmen zur Risikominimierung wie z.B. Ab-
standsauflagen zu Gewässern werden kontinuierlich weiter-
entwickelt, wobei die Etablierung von dem real vorhandenen 
Risiko angemessenen Verfahren angestrebt wird. Im folgenden 
wird ein Konzept vorgestellt, das insbesondere die Weiter-
entwicklung der bisherigen Praxis zur Erteilung von Abstands-
auflagen zu Gewässern zum Ziel hat. Aus Gründen der Ver-
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ständlichkeit wird zunächst der aktuelle Stand der Grundsätze 
der Risikobewertung dargestellt. 
Risikobewertung 
Standardrisikobewertung 
Die Risikobewertungen für Gewässerorganismen beinhalten den 
Vergleich der zu erwartenden Exposition mit derjenigen Kon-
zentration, die für den empfindlichsten Organismus keine unan-
nehmbaren Effekte erwarten läßt. Die Toxizitätsdaten werden 
aus Standard-Tests abgeleitet, wobei der genaue Prüfumfang in 
den Anhängen II und III zur Richtlinie 91/414/EWG (LUNDEHN, 
1997) festgelegt ist und spätestens seit der Verabschiedung des 
geänderten Pflanzenschutzgesetzes im Jahre 1998 unmittelbar 
geltendes Recht in Deutschland darstellt (ANONYMUS, 1998). 
Letzteres gilt auch für die Prinzipien der Risikobewertung, die 
im Anhang VI zur Richtlinie 911414/EWG (Uniform Principles, 
Einheitliche Grundsätze) festgelegt sind (LUNDEHN, 1997). Der 
Anhang VI enthält weiterhin für jedes Prüfgebiet - zum Teil so-
gar für einzelne Organismengruppen Trigger-Werte, die über-
schritten sein müssen, um für ein Pflanzenschutzmittel eine Zu-
lassung aussprechen zu können. Mit diesen Trigger-Werten soll 
der Unsicherheit Rechnung getragen werden, die sich durch die 
Extrapolation von den Daten einer oder weniger getesteter Arten 
im Labor auf die Vielzahl der im Freiland vorkommenden Arten 
ergibt. 
Verfeinerte Risikobewertung 
Ergibt nun dieser erste Schritt der Risikobewertung, daß die Trig-
ger-Werte unterschritten sind, schließt sich eine sogenannte ver-
feinerte Risikobewertung („unless" oder „es sei denn"-Sätze des 
Anhangs VI) an. Während die Standard-Risikobewe1tung wie 
der Name sagt - genau beschriebene Entscheidungswege bein-
haltet, sind die Prinzipien für die Durchführung der verfeinerten 
Risikobewe1tung bewußt offen gehalten. Im April 1998 hat der 
HARAP-Workshop zu diesem Thema stattgefunden (CAMPBELL 
et aL, 1999). Zudem wird z. Z. für den Bereich der Gewässer-
organismen ein sogenanntes Guidance Paper auf EU-Ebene unter 
Federführung der englischen Zulassungsbehörde (Pesticide 
Safety Directorate, PSD) und der Biologischen Bundesanstalt für 
Land- und Forstwirtschaft (BBA) erarbeitet, das eine Interpreta-
tionhilfe für die Anhänge II, III und - obwohl auf dieser Ebene 
gar nicht relevant - auch für den Anhang VI darstellt und sich 
ebenfalls zum Teil mit dieser Art der Risikobewe1tungen befaßt. 
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Danach besteht zum Beispiel die Möglichkeit, die Exposi-
tionsbetrachtung in der Weise zu ve1feinern, daß das Abbau-
verhalten und die Verteilung des Wirkstoffes zwischen Wasser-
phase und Sediment in Betracht gezogen werden. Auf der Toxi-
zitätsseite stellen insbesondere sogenannte Mesokosmos-Tests 
eine geeignete Methode dar (HILL et al., 1994), um Toxizitäts-
daten unter realistischeren Bedingungen zu ermitteln. Dabei han-
delt es sich um künstliche Teichsysteme mit einem Volumen zwi-
schen l und 15 m3, in die Wasser und Sediment aus einem natür-
lichen Gewässer eingebracht werden. Häufig werden 12 Teiche 
verwendet, um mehrere Wiederholungen zu haben und eine 
Dosis-Wirkungs-Beziehung ableiten zu können. Diese Halb-
freilandsysteme haben sich im Vergleich zu echten Feldstudien 
als effektiver erwiesen, da die ermittelten Daten noch interpre-
tierbar sind, was für die bisher vorliegenden Feldprüfungen über-
wiegend nicht zutraf. Mesokosmosversuche haben allerdings 
den Nachteil, daß sie relativ teuer sind (ca. 0,5 Mill. DM) und 
viel Zeit in Anspruch nehmen. Demzufolge wird auch an der 
Entwicklung sogenannter Mikrokosmostests gearbeitet, die im 
Labor durchgeführt werden, ebenfalls unter realistischeren Be-
dingungen stattfinden, aber weniger aufwendig sind und somit 
eine Stufe zwischen Standardprüfungen und Mesokosmen dar-
stellen. Auf dem genannten Workshop wurden zudem soge-
nannte probabilistische Risikobewertungen als eine weitere 
Methode diskutie1t, wobei durch eine Testung im Labor Toxi-
zitätsdaten für viele Arten bestimmt werden , die die Erstellung 
einer Wahrscheinlichkeitskurve für die Verteilung z.B. der 
EC50-Werte (Effective Concentration) über einen Konzentra-
tionsbereich ermöglichen (SOLOMON et al., 1996). Aus dieser die 
Sensitivitätsverteilung innerhalb der Organismengruppe wider-
spiegelnden Kurve läßt sich eine dem 5%- oder l 0%-Quantil ent-
sprechende Konzentration ableiten, die für die Risikobewertung 
genutzt wird. Die Unsicherheit bei der Extrapolation von einer 
getesteten Art der Gruppe auf die gesamte Gruppe ist dadurch 
vermindert. Folglich können die im Anhang VI enthaltenen Trig-
ger-Werte reduziert werden. Letztlich dienen diese neuen 
Methoden dem Zweck, die Risikobewertung realitätsnäher zu 
machen. 
Risikominimierungsmaßnahmen 
Aktuelle Situation 
Die Gebrauchsanleitungen der meisten sich auf dem Markt in 
Deutschland befindlichen Pflanzenschutzmittel enthalten Risi-
kominimierungsmaßnahmen in Form von Abstandsauflagen zu 
Gewässern, die dem Schutz der dort lebenden Organismen die-
nen (GANZELMEIER et al. , 1993). Durch den Abstand zwischen 
Applikationsfläche und Gewässer wird die Exposition der 
Gewässerorganismen auf ein annehmbares Maß im Sinne der 
Einheitlichen Grundsätze vermindert, wobei eine genaue Quanti-
fizierung des notwendigen Abstandes mit Hilfe der sogenannten 
Abtrifteckwerte möglich ist. Bei der Berechnung wird z. Z. ein 
Standardszenario zugrunde gelegt, das u. a. folgendermaßen 
charakterisiert ist: 
- stehendes Gewässer mit einer Tiefe von 30 cm, 
- keine Vegetation (o. ä. Hindernisse) zwischen Applikations-
fläche und Gewässer, 
- der Eintrag e1folgt auf der gesamten Gewässeroberfläche, 
- eine vollständige Population wird e1faßt, 
es ist eine komplette Lebensgemeinschaft, bestehend aus 
Algen, Wirbellosen, Fischen und Höheren Wasserpflanzen, 
vorhanden, 
die bei der Zulassung vorgesehene maximale Aufwandmenge 
kommt zur Anwendung. 
Aktuell fi ndet jedoch bereits insoweit eine Differenzierung der 
Auflagen statt, als in Raumkulturen zwischen konventioneller 
Anwendungstechnik und verlustmindernden Geräten, die in 
einer offiziellen Liste der BBA geführt werden, unterschieden 
wird (GANZELMEIER et al., 1994). 
Differenzierung von Auflagen 
Maßnahmen zur Risikominimierung werden auch zukünftig 
weitgehend im Verantwortungsbereich der EU-Mitgliedsstaaten 
liegen. Ein Treffen von Experten aus verschiedenen Mitglieds-
staaten im November 1998 in Braunschweig hat gezeigt, daß in 
diesem Bereich sehr unterschiedliche Methoden verwendet wer-
den. Interessant war allerdings, daß sowohl in Großbritannien 
(PSD, 1998) als auch bei der BBA sehr ähnliche Vorstellungen 
darüber bestehen, wie das jetzige System der Auflagenerteilung 
im Bereich der Gewässerorganismen weiterentwickelt werden 
kann. Während sich dieses Konzept in Deutschland teilweise 
noch auf der Forschungsebene befindet, haben im Vereinigten 
Königreich die beteiligten Ministerien - einschließlich des Um-
weltministeriums - diesem Konzept (Local Environmental Risk 
Assessment for Pesticides - LERAP) bereits zugestimmt, so daß 
es nun in das Zulassungsverfahren seit dem l. April 1999 umge-
setzt wird. 
Nach dem gemeinsam mit Vertretern des Pflanzenschutzdien-
stes der Länder entwickelten Konzept der BBA sind für eine 
geeignete Anpassung an die Praxis Auflagen notwendig, die dem 
für die konkrete Anwendungssituation typischen Gefährdungs-
potential jeweils angepaßt sind. Demzufolge sind alle Schritte 
der Risikobewertung daraufhin zu prüfen, ob die ihr jeweils zu-
grundeliegenden Annahmen (z.B. Tiefe des Gewässers, Fließ-
geschwindigkeit etc.) für alle praxisüblichen Anwendungsbedin-
gungen in gleicher Weise gelten. Einige Beispiele mögen dies 
beleuchten: 
Aufwandmenge 
Da die Aufwandmengen die Grundlage der Expositionsabschät-
zung sind, wirkt sich die in der Praxis übliche Unterschreitung 
der bei der Zulassung vorgesehenen Aufwandmenge mittelbar 
auf die Größe des Abstandes aus. Für Herbizide im Ackerbau 
sind Unterschreitungen von 25-50 % üblich, während im Be-
reich Weinbau sogar 80 % erreicht werden. 
Anwendungstechnik 
Die Menge an ausgetragenen Pflanzenschutzmitteln hängt von 
der verwendeten Technik ab, wobei nicht nur die Recycling-
Technik zu einer deutlichen Reduktion führt. Hier können auch 
die Daten für Injektordüsen, Sensorgeräte etc. berücksichtigt 
werden. Grundsätzlich läßt sich das Reduktionspotential ver-
schiedener Methoden in bestimmte Abtriftklassen einordnen, 
denen entsprechende Auflagen zugeordnet werden können. 
Gewässer 
Bei der Risikobewertung wird von einem stehenden, 30 cm tie-
fen Gewässer ausgegangen. Berücksichtigt werden sollten je-
doch auch andere Gewässertiefen. Weiterhin sollte berücksich-
tigt werden, ob es sich um ein stehendes oder fließendes Gewäs-
ser handelt, wobei auch die durchfließende Wassermenge rele-
vant ist. Das Gesamtvolumen stehender Gewässers ist ebenfalls 
zu betrachten. 
Randstrukturen 
Randstrukturen wie Büsche, Hecken oder Bäume können be-
rücksichtigt werden, soweit sie zu einer Minderung der Exposi-
tion beitragen. Dies gilt auch für künstliche Strukturen wie 
Windbarrieren. 
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Präsenz der empfindlichsten Organismen 
Da bezüglich der Abstandsauflagen das Schutzgut „dauerhafter 
Bestand der vorhandenen Populationen von Gewässerorganis-
men" relevant ist, kann nach dem Vorhandensein bestimmter 
Organismengruppen differenziert werden. So kommen in 
Drainagegräben in der Regel keine Fische vor, so daß die hierfür 
vorliegenden Daten nicht zu berücksichtigen sind. In beschatte-
ten Fließgewässern sind häufig keine höheren Wasserpflanzen 
sowie Grünalgen vorhanden, dafür allerdings Aufwuchsalgen. 
Wiedererholungspotential 
Die Größe der Population ist insofern relevant, als z.B. in größe-
ren Seen oder Flüssen, die nur in einem kleinen Bereich an land-
wirtschaftliche Nutzflächen grenzen, nur sehr kleine Teile der 
Population beeinträchtigt werden können und demzufolge in Ab-
hängigkeit von der Biologie der Arten eher eine Wiedererholung 
möglich sein sollte als in kleinen Teichen. 
Vorhandensein von Rückzugsgebieten 
Für die Nachhaltigkeit negativer Effekte in einer Biozönose bzw. 
ihrer Fähigkeit, sich wieder zu erholen, ist es entscheidend, ob in 
dem betreffenden Gebiet unbelastete Gewässer mit einer hohen 
Diversität vorhanden sind, von denen aus eine schnelle Wieder-
besiedelung stattfinden kann. Dies gilt z.B. für Insekten mit 
gutem Flugvermögen, aber auch für andere Organismen, sofern 
eine direkte Verbindung zwischen unbelastetem und belastetem 
Gewässer besteht. 
Umsetzung in das Zulassungsverfahren 
Zur Zeit wird bei der Zulassung in der Regel nur ein bestimmter 
Auflagentext verwendet, mit dem ein kulturspezifischer Abstand 
verknüpft ist. Die Auflage wird als Anwendungsbestimmung er-
teilt, so daß deren Nichtbeachtung mit einem Bußgeld von bis zu 
100000 DM belegt werden kann. Für die Umsetzung des Kon-
zeptes differenzierter Auflagen in das Zulassungsve1fahren sollte 
geprüft werden, ob der Abstand zu Gewässern grundsätzlich in 
einen Abschnitt, der direkt an das Gewässer grenzt und immer 
einzuhalten ist, und einen weiter weg liegenden 2. Abschnitt 
unterteilt werden kann, der für eine Differenzierung genutzt wer-
den könnte. Während der erste Teil als Anwendungsbestimmung 
erteilt werden sollte, könnte der 2. Abschnitt als Auflage ohne 
Bußgeldbewehrung für den Anwender vorgesehen werden. 
Diese Form der Differenzierung von Auflagen ist mit dem jetzi-
gen Verfahren der Auflagenerteilung vermutlich nicht umzuset-
zen, da nicht alle für ein Mittel relevanten Varianten auf der 
Packung oder in der Gebrauchsanleitung genannt werden kön-
nen. In Analogie zum existierenden Verzeichnis für verlustmin-
dernde Geräte sollte ein Verzeichnis risikominimierender Bedin-
gungen eingeführt werden, in dem relevante lokale Bedingungen 
bestimmten Kategorien zugeordnet werden. Die Kategorien 
können dann im Rahmen der Erteilung der Abstandsauflagen 
berücksichtigt werden. Zusätzlich ist als Hilfestellung die Er-
arbeitung eines einfachen Computerprogrammes, das den An-
wendern bzw. Beratern des Pflanzenschutzdienstes nach Eingabe 
bestimmter Eingangsparameter die angemessenen Maßnahmen 
zur Risikominimierung bereitstellt, möglich. Diese Eingangs-
parameter sind z. T. über Jahre konstant, so daß der Landwirt sich 
nicht bei jeder Anwendung neu entscheiden muß. 
Grundsätzlich müssen die in dem genannten Verzeichnis auf-
genommenen Bedingungen einfach vor Ort erkennbar sein. 
Während dieses Eifordernis für viele Parameter e1füllbar ist, 
ergeben sich für andere wie z.B. das Wiedererholungspotential 
der Populationen Schwierigkeiten. Ohne die Einbeziehung die-
ses Parameters wird allerdings das Risiko gerade in Gebieten mit 
vielen Gewässern überschätzt, wodurch sich überdehnte Ab-
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stände ergeben. Gleichzeitig wären die Anwender d01t besonders 
belastet. Im Hinblick auf das Wiedererholungspotential wird 
nicht mehr nur der Übergang von einem einzeln~n Feld zu einem 
kleinen Gewässer betrachtet, sondern allgemeiner die Eigen-
schaften weitaus größerer Flächeneinheiten. Für die Einbezie-
hung derartiger Parameter müssen geeignete Geographische 
Informationssysteme (GIS) ve1fügbar sein, die dem Anwender 
die Einorclung seiner Flächen zu bestimmten Kategorien ermög-
lichen. Erste Ergebnisse aus einem von der BBA finanzie1ten 
Forschungsprogramm zeigen, daß Angaben wie z.B. die Tiefe 
des Gewässers oder die Fließgeschwindigkeit z. T. flächen-
deckend in Datenbanken vorhanden sind (KUBIAK et al., 1999). 
Diese und andere Daten sollen nun in einem speziellen Geo-
graphischen Informationssystem zusammengeführt werden, um 
z.B. eiern Pflanzenschutzdienst eine detaillierte Beratung zu er-
möglichen. Insgesamt ist eine Differenzierung der Auflagen zur 
Zeit nur eingeschränkt möglich, cla aufgrund fehlender Daten 
eine Berechnung der Abstände für bestimmte Kategorien nicht 
möglich ist. Möglich ist momentan analog dem Vorgehen in 
Großbritannien die ungefähre Abschätzung des Minimierungs-
potentials einzelner lokaler Bedingungen. Bezüglich der Anwen-
dungstechnik ist die Datenlage noch am günstigsten zu beurtei-
len, während gerade für die Parameter „Randstrukturen" und 
„ Wiedererholung der Populationen" noch erheblicher For-
schungsbedaif besteht. 
Schlußfolgerungen 
Die Entscheidungen im Zulassungsverfahren im Hinblick auf 
den Schutz von Nichtzielorganismen sind zu einem sehr becleu-
tenclen Teil durch EU-Richtlinien vorgegeben und können auch 
nur d01t verändert werden. Nationale Entscheidungsspielräume 
ergeben sich vor allem im Bereich der Risikominimierungsmaß-
nahmen. Hier existieren sowohl in England als auch bei der BBA 
Vorstellungen, wie zukünftig durch eine Differenzierung der 
Auflagen einerseits das jetzige Schutzniveau für die Umwelt 
beibehalten, andererseits aber die Reglementierung der Anwen-
dung von PSM auf die ein Risiko bedingenden Fälle begrenzt 
werden kann. Durch die Differenzierung der Auflagen wird 
hoffentlich auch deren Akzeptanz in der Praxis erhöht. 
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GAEDERTZ Rechtsanwälte, Frankfurt am Main 
Nutzen-Risiko-Abwägung bei der Zulassung von 
Pflanzenschutzmitteln*) 
Advantage of use-risk-assessment in connection with the authorization of plant protection products 
Von Joachim Michael 
Zusammenfassung 
Eine Nutzen-Risiko-Abwägung bei der Zulassung von Pflanzen-
schutzmitteln ist grundsätzlich geboten. Im Bereich der Bewer-
tung von Umweltauswirkungen ist die Nutzen-Risiko-Abwä-
gung in der Richtlinie 9 l /414/EWG und ihr folgend in§ 15 Pflan-
zenschutzgesetz ausdrücklich verankert und gegen den etwa ent-
gegenstehenden Wortlaut der niederrangigen Uniform Principles 
im Wege der gesetzeskonformen Auslegung anzuerkennen und 
vorzunehmen. 
Stichwörter: EG-Zulassungsrichtlinie für Pflanzenschutzmit-
tel, Uniform Principles, Pflanzenschutzgesetz, Zulassung von 
Pflanzenschutzmitteln, Nutzen-Risiko-Abwägung 
Abstract 
An advantage of use - risk - assessment in connection with the 
authorization of plant protection products is mandatory. In the 
area of the assessment of the influence of pesticides on the envi-
ronment the necessity of an advantage of use - risk - assessment 
is expressly stipulated in the Council Directive 91/414/EEC and, 
following the Directive, in Section 15 of the German Crop Pro-
tection Act and applicable by way of interpretation in conformity 
with existing law and - to the extent there is a conflict in the 
wording - against the express wording of the lower ranking 
Uniform Principles. 
Key words: EC-Authorization Directive for pesticides, Uni-
form Principles, Crop Protection Act, authorization of pesticides, 
advantage of use - risk - assessment 
Eine Nutzen-Risiko-Abwägung bei der Zulassung von Pflanzen-
schutzmitteln („PSM") ist ein zentraler Auftrag des Gesetzgebers 
an die mit der Durchführung des Pflanzenschutzgesetzes (Gesetz 
zum Schutz der Kulturpflanzen in der Fassung vom 14. Mai 1998 
(BGB!. I S. 950 - „PflSchG")) befaßten Behörden. Dies ergibt 
sich schon aus der Zweckbestimmung des Gesetzes. Zweck des 
insoweit unveränderten Gesetzes ist der Pflanzenschutz einer-
seits und die Abwendung von Gefahren, die durch die Anwen-
dung von PSM entstehen können, andererseits(§ l Nr. 1 und Nr. 
4 PflSchG). Die beiden Zwecke stehen nach dem W01tlaut des 
Gesetzes gleichrangig nebeneinander; es daif nicht von vornher-
ein ein Zweck dem anderen untergeordnet werden. Eine konkrete 
Ausformung des gesetzgeberischen Auftrages zur Vornahme ei-
ner Nutzen-Risiko-Abwägung bei der Zulassung von PSM ist in 
§ 15 Abs. l Nr. 3 lit. e) PflSchG enthalten, wonach ein PSM u. a. 
dann zuzulassen ist, wenn es keine sonstigen nicht vertretbaren 
Auswirkungen, insbesondere auf den Naturhaushalt sowie auf 
den Hormonhaushalt von Mensch und Tier, hat. Bei der Ent-
scheidung der Frage, ob etwa festgestellte „sonstige Auswirkun-
gen" eines PSM vertretbar sind, ist eine Nutzen-Risiko-Abwä-
gung anzustellen. Im sogenannten Paraquat-Urteil 1) vom 10. No-
vember 1988 hat das Bundesverwaltungsgericht in bezug auf den 
inhaltsgleichen § 15 Abs. 1 Nr. 3 lit. b) Pf!SchG alt die Notwen-
digkeit einer Nutzen-Risiko-Abwägung ausdrücklich bestätigt, 
"')Vortrag gehalten zur Sektion 43 „Rechtliche Rahmenbedingungen" anläß-
lich der 51. Deutschen Pflanzenschutztagung in Halle/Saale am 8. Oktober 
1998. 
1) BVerwGE 81, 12 ff.= NuR 1989, 385 ff. 
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